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Haiti – Humanitäre
Katastrophe und
politisches Versagen
Von Peter Altmaier
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Nach dem verheeren-
den Erdbeben in Haiti
steht die Weltgemein-
schaft gleich vor meh-
reren Herausforderun-
gen. Haiti ist seit Gene-
rationen bettelarm, von
Katastrophen heimge-
sucht und ausgebeutet
durch äußere Mächte,
unfähige nationale
„Eliten“ und korrupte
Machthaber. Es ist ein
gescheiterter Staat ohne
Bodenschätze und auch
ohne Tourismus, weil
flächendeckende Plan-
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tagenwirtschaft die ursprüngliche Natur zerstört
und der Bevölkerung nicht einmal den gerings-
ten Wohlstand gebracht hat. Haiti ist in seiner
Geschichte gleich mehrfach zerstört worden. Das
Land hatte nie eine Chance, politisch, ökono-
misch und sozial eine stabile, kräftige Konstitu-
tion zu entwickeln. Deshalb können die momen-
tane elementare Nothilfe, der Aufbau lebensnot-
wendiger Infrastruktur, die Versorgung zehntau-
sender Flüchtlinge, die wohl für lange Zeit in
Lagern leben werden müssen, nur erste Schritte
zur Herstellung halbwegs zivilisierter Verhält-
nisse im Land sein. Der Staat, das Gemeinwesen,
die ganze Nation müssen von Grund auf neu
gebildet werden. Das wird nur mit kluger und
nachhaltiger Unterstützung der Weltgemein-
schaft möglich sein. Nach der schrecklichen
Erdbebenkatastrophe muss nun die Chance
ergriffen werden, vom Modell eines völlig
gescheiterten Staates zu einem vielleicht sogar
vorbildhaften Aufbauprojekt zu werden. Die
Chancen stehen nicht schlecht, denn es gibt
keinen religiösen Fundamentalismus, keinen
politischen Extremismus, keinen bedrohlichen
Terrorismus im Land. Die Verantwortung der
westlichen Welt ist groß, denn sie ist nicht
schuldlos, dass Haiti seit langer Zeit eine Dauer-
agonie durchleidet. Es wäre ein Hoffnungszei-
chen für die armen Länder in der Welt, wenn die
Industrieländer die Bedingungen schafften, dass
Haiti sich in Freiheit entfalten kann, dass die
Menschen zu Bürgern werden, die dann das
Land auch irgendwann selbst in die Hand neh-
men und dauerhaft gestalten könnten.

men. Die schmerzliche Neuverschuldung ist in Kauf zu nehmen, damit es mit der
Wirtschaft wieder aufwärts geht. Wir unternehmen enorme Anstrengungen, um
Beschäftigung zu sichern. Allein in diesem Jahr erhält die Bundesagentur über 20
Milliarden mehr, um über Kurzarbeit Entlassungen zu verhindern.
Die Sozialdemokraten sollten sich hier mit Ratschlägen zurückhalten. Sie hatten
in der rot-grünen Koalition eine Rekordarbeitslosigkeit zu verantworten. Die
SPD hat schon zu wirtschaftlich normalen Zeiten versagt. Sie sollte nun, da
Deutschland immer noch mit den Folgen der Krise zu kämpfen hat, daher lieber
schweigen.
Neue Chancen zu entwickeln heißt, die Bürger nicht immer weiter steuerlich zu
belasten. Der Staat muss deutlich machen, dass er eine gerechte Steuerpolitik
vertreiben will. Wir haben uns in der Koalition darauf geeinigt, über die verein-
barte Steuerreform erst im Lichte der nächsten Steuerschätzung Anfang Mai
weiter zu sprechen. Dann werden wir über die notwendige Tatsachenbasis verfü-
gen, um die Einzelheiten festzulegen.
Der Blick darf aber nicht auf dieses Thema verengt werden. Wir werden neue
Perspektiven in der Bildungs- und Energiepolitik aufzeigen. Im Bereich Verkehr
gilt es, unser Land reif für die Ära der Elektromobilität zu machen.
Deutschland ist wahrlich ein Land der Möglichkeiten. Wie stark der Zusammen-
halt und die Mitmenschlichkeit der Bürger ist, zeigt sich auch in der Bereitschaft,
nach der schrecklichen Erdbebenkatastrophe der Bevölkerung auf Haiti zu helfen.
Auch auf diesen Gemeinsinn können wir bauen.
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Ein neues Jahrzehnt hat begonnen. Die christlich-
liberale Koalition will die Dekade zu einem Jahrzehnt
neuer Chancen für unser Land machen.
Dabei werden wir uns an einem konkreten gesell-
schaftlichen Leitbild orientieren. Für uns steht die
Freiheit des Einzelnen im Mittelpunkt. Der Mensch
muss sie aber in Solidarität mit seinen Mitmenschen
ausüben. Freiheit eingebettet in Solidarität - Das muss
unser Motto in einer Koalition sein, die die Mitte
unseres Landes repräsentiert. Diesen Gedanken der
Freiheit in Verantwortung zu verfolgen, gebietet
schon das christliche Menschenbild. Dieses ist und
bleibt für uns als CDU/CSU-Bundestagsfraktion
erster Maßstab für unser politisches Handeln.
Wir haben in dieser Woche über den Haushalt für das
laufende Jahr debattiert. Dieser Haushalt ist noch ein
Anti-Krisen-Haushalt. In diesem Jahr müssen wir uns
weiter mit Macht gegen die Wirtschaftskrise stem-

Wir wollen das neue Jahrzehnt
zur Dekade der Chancen machen
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Nach den Worten des Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder
legt die Koalition mit Bundeshaushalt 2010 einen Haushalt
vor, der Wachstum bringt und gleichzeitig Konsolidierung
ernst nimmt. Kauder hob hervor, die christlich-liberale Koali-
tion habe sich vorgenommen, diesem Jahrzehnt den Stempel
von mehr Chancen und mehr Perspektiven aufzudrücken.

„Wir wollen den Menschen die Gelegenheit geben, für ihr
Leben zu sorgen. Die Freiheit des Einzelnen, eingebunden in
die Solidarität der Gemeinschaft – das zeichnet diese Koalition
aus“, so der Fraktionsvorsitzende. Alle müssten die Chance
erhalten, ihr Leben aus eigener Kraft gestalten zu können. Es
sei für niemanden eine gute Erfahrung, zur Hartz-IV-Behörde
gehen zu müssen, um seinen Lebensunterhalt zu bestreiten. Es
geht darum, Aufstiegschancen zu schaffen und die Menschen
aus der Abhängigkeit des Sozialstaates herauszuholen, hob
Kauder hervor. Der Grundsatz des Forderns und Förderns der
Hartz-Reformen bleibe richtig. Jetzt komme es darauf an, für
Kinder Chancen zu schaffen.

Auf die internationale Verantwortung bezogen, sagte Kauder:
“Es erfüllt uns mit Sorge, wie viele Menschen auf dieser Welt
bedrängt, eingesperrt und verurteilt werden für ihre demokrati-
schen und ihre Glaubensüberzeugungen. Das darf uns nicht
ruhen lassen.“ Die bedrohteste Glaubensgruppe seien auf der
ganzen Welt die Christen. Gerade eine christlich-liberale Koa-
lition müsse mit denen solidarisch sein, die als Christen ihren
Glauben leben wollten. „Da erwarte ich einen starken Beitrag
der Bundesregierung sowie von denjenigen, die in unserem
Land die Erfahrung von Glaubenstoleranz machen können.
Auch das wird ein Anspruch an diese Regierungskoalition sein
müssen.“

Der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe, Hans-Peter Friedrich,
hob hervor, Deutschland sei auch deswegen relativ verschont
von der Krise geblieben, weil die deutsche Volkswirtschaft
eine hervorragende Substanz habe. Die christlich-liberale
Koalition setze bei der Krisenbewältigung auf die Freiheit der
Marktwirtschaft. CDU, CSU und FDP hätten die Politik der
Krisenbewältigung des letzten Jahres weiterentwickelt - kon-
sequent und logisch. Er verwies auf den Schutzschirm für
Arbeitnehmer und auf das Wachstumsbeschleunigungsgesetz.
Dieses entlaste vor allem Familien und an zweiter Stelle Un-
ternehmen. Jede Erleichterung für die Unternehmen sei auch
eine Verbesserung im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit
der Arbeitsplätze für die Menschen. „Das wichtigste Kapital
unseres Landes sind das Selbstvertrauen der Menschen, ihr
Optimismus, ihre Leistungsbereitschaft und ihre Bereitschaft,
Verantwortung zu übernehmen. All dies sind Voraussetzungen
dafür, dass der Sozialstaat, den wir alle bewahren und verbes-
sern wollen, erhalten bleibt“, so Friedrich. Die Koalition wer-
de bei ihren Überlegungen auch zukünftig darauf achten, dass
die Kommunen in ihrer Wirtschaftsdynamik und Investitions-
kraft weiterhin gefestigt und gestärkt werden.

"Die Welt hat 2008/2009 am Abgrund gestanden und
wir gemeinsam haben es geschafft, international und
national die richtigen Lehren zu ziehen", unterstrich
Bundeskanzlerin Angela Merkel in ihrer Rede zum
Bundeshaushalt 2010. Jetzt gehe es darum, „klug aus
dem Tal wieder heraus zu kommen", hob die Kanzlerin
hervor. Dazu gehöre, dass das Land eine starke Export-
nation bleiben müsse. Was Deutschland stark gemacht
habe, dürfe nicht aufgegeben werden. Weitere Investiti-
onen in Bildung und Forschung seien dazu nötig, unter-
strich Merkel.

"Wir brauchen motivierte Bürger, die wissen, warum sie
Steuern zahlen und finden, dass es dabei gerecht zu-
geht". Das genaue Konzept für eine Steuerreform werde
nach der neuen Steuerschätzung im Mai entwickelt.
Ausdrücklich versicherte Merkel, die Koalition werde
die neu im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse
einhalten. Die Schuldenregel sei die "Leitplanke unserer
Arbeit". Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz, das am
1. Januar in Kraft getreten ist, sei eine wichtige Ergän-
zung der konjunkturpolitischen Maßnahmen der letzten
Wahlperiode. Es nimmt wichtige Änderungen an der
Unternehmenssteuerreform vor, die erst wieder die
Grundlage für Gewerbesteuereinnahmen in den Kom-
munen geschaffen hat. Trotz dieses Gesetzes gebe es
jetzt keine höhere Neuverschuldung, als in der großen
Koalition vereinbart worden sei. Mit den Maßnahmen
des letzten Jahres sei eine bessere Wirtschaftsentwick-
lung entstanden, die jetzt Spielraum für weitere Maß-
nahmen geschaffen habe. Die christlich-liberale Koaliti-
on setze dabei Vertrauen in den Einzelnen und die sozi-
ale Marktwirtschaft bilde dabei das Fundament des
solidarischen Miteinanders in unserer Gesellschaft.
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Bundestagsfraktion
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Bundeshaushalt 2010 ist Krisenhaushalt

chen Finanzen verhindert. Dies gilt im Übrigen auch für die
Gemeinden, die gegenwärtig die hohen Schulden beklagen.
Auch sie profitieren von der Wachstums- und Beschäfti-
gungsstrategie der Bundesregierung, weil die Beschäftig-
tenzahlen stabil bleiben und Unternehmen zu wenn auch
geringeren Gewerbesteuereinnahmen beitragen.

Wir stellen uns darüber hinaus unserer internationalen
Verantwortung. Deutschland agiert mit seiner Politik im
internationalen Konzert. Erstmals haben führende Wirt-
schaftsnationen im internationalen Gleichklang eine

Wirtschafts- und Finanzkrise bekämpft. Deutschland hat
hierzu erfolgreich seinen Teil beigetragen.

Trotz erster Anzeichen für eine Belebung der Wirtschaft
ist es für eine Entwarnung noch zu früh. Der erwartete
Anstieg der Arbeitslosigkeit und die schwierigen Finan-
zierungskonditionen bleiben nicht zu unterschätzende
Risikofaktoren, die die wirtschaftliche Belebung 2010
gefährden können.

Vertrauensbildung ist eine wichtige Maßnahme, damit
das Wirtschaftswachstum nicht abreißt. Jetzt über Spar-
listen zu diskutieren, mag zwar den Medien genügend
Stoff für die Berichterstattung liefern, wäre aber wirt-
schaftlich kontraproduktiv. Sie würde das schwache
Wirtschaftswachstum gefährden. Deshalb muss auf
Basis der Steuerschätzung ein Gesamtplan zur Konsoli-
dierung erarbeitet werden. Dafür ist der Frühsommer
2010 der richtige Zeitpunkt.

Mit 85,8 Milliarden Euro machen wir die höchste Neu-
verschuldung in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland. Spielräume müssen daher hart erarbeitet
werden. Dies gilt auch für weitere Steuerentlastungen.

Schon in der letzten Legislaturperiode hat die unionsge-
führte Bundesregierung den maroden Haushalt von
Rot/Grün saniert. Wenn alle mit anpacken, können wir
es auch diesmal wieder schaffen.

Michael Meister

Stellvertretender

Fraktionsvorsitzender

Der Entwurf des Bundeshaus-
halts 2010 ist gekennzeichnet
von der schwersten Wirt-
schafts- und Finanzkrise, die
Deutschland nach dem Krieg
erlebt hat. Es fehlen rund 43
Milliarden Euro Steuerein-
nahmen; allein die Ausgaben
für den Arbeitsmarkt erhöhen
sich um 23 Milliarden Euro.

Unsere Wachstums- und Be-
schäftigungsstrategie war und
ist alternativlos. Bund, Länder
und Gemeinden haben nicht
gegen die Krise angespart und
damit weitaus dramatischere
Auswirkungen für die öffentli-

Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“
Die Union will die Enquete-
Kommission "Internet und
digitale Gesellschaft" einset-
zen. Das Internet ist nicht län-
ger nur eine technische Platt-
form, sondern entwickelt sich
zu einem integralen Bestandteil
des Lebens vieler Menschen.
Dies hat Folgen für die Gesell-
schafts-, Bildungs- und
Rechtspolitik, die mit in einer
Enquete-Kommission des Bun-
destages näher beleuchtet wer-
den sollen. "Wir verstehen das
Internet als Raum der Freiheit,
der als solcher erhalten und
verteidigt werden muss", sagt

Freiheit die Grundrechte gewährleistet sein. Das Persön-
lichkeitsrecht und das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung müssen im digitalen Zeitalter gewahrt und
ihre Durchsetzbarkeit gesichert werden.
Der Staat muss Rahmenbedingungen setzen, um die
Funktionsfähigkeit und Integrität des Netzes zu erhalten
und zu fördern. Es ist für viele Lebens- und Wirt-
schaftsbereiche zu einem öffentlichen Gut geworden,
denn für Bürger, Wirtschaft und Wissenschaft ist ein
freier, ungehinderter Zugang zum Internet von großer
Bedeutung und entscheidet mit über den Wohlstand
unseres Landes.
Eine Enquete-Kommission, die zur Vorbereitung von
Entscheidungen über umfangreiche und bedeutsame
Sachkomplexe eingesetzt werden kann, besteht aus
Abgeordneten und Sachverständigen. Beide Gruppen
arbeiten in ihr als gleichberechtigte, stimmberechtigte
Mitglieder.

Michael Kretschmer

Stellvertretender

Fraktionsvorsitzender

der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Michael Kret-
schmer. Allerdings müssen auch in diesem Raum der


